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Was Helmut Kohl den Sudetendeutschen verschwiegen hat: 
Vor fünf Jahren veröffentlichte Barbara Toth eine Biographie von Karl Fürst von 

Schwarzenberg. Auf Seite 182 berichtet sie folgendes: „Im Mai 1991 hat 

Präsident Vaclav Havel in einem Vier-Augen-Gespräch mit Bundeskanzler Kohl 

ein Fünf-Punkte-Paket unterbreitet, das vorsah, daß die Vertriebenen in ihre 

Heimat zurückkehren könnten, die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft bekämen und als 

solche über die so genannte Kupon-Privatisierung wieder Grund und Boden erwerben 

könnten. Es war ein äußerst großzügiges Angebot, das Havel vor der heimatlichen 

Öffentlichkeit wohlweislich geheim gehalten hatte. Kohl informierte weder seinen 

Außenminister noch die Vertreter der Sudetendeutschen von diesem Vorschlag und ließ 

Havels persönlichen Versuch somit ins Leere laufen.“ 

 

 

 

Zeitungsbezug für Nichtmitglieder: 
Nichtmitglieder können den Witikobrief im Jahresabonnement für 16 Euro beziehen.  

Bestellung bei der Schriftleitung. Anschrift siehe Impressum, S. 2! 

 

 

 

 

http://www.witikobund.de/
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Die Irrfahrt endete in Eger 
Am 11. September 2010 konnte in Eger endlich ein Friedhof für 5.598 Kriegstote eingeweiht 

werden. Er liegt an der Ausfallstraße nach Karlsbad und grenzt an den städtischen Friedhof. 

Seine Größe beträgt 1,5 Hektar.                  

Der Vertrag für seinen Bau wurde am 26. Mai 2008 

zwischen Eger und dem Volksbund für Deutsche 

Kriegsgräberfürsorge unterzeichnet. Dabei ging es 

vordringlich um die würdige Beisetzung von rund 

4.500 Pappsärgen, die jahrelang ziellos hin und her 

geschoben wurden. Zuletzt waren sie von einer 

Fabrikhalle in Aussig zu einem Atombunker des 

Truppenübungsplatzes Brdy, östlich von Pilsen,  

gebracht worden. Als die amerikanische Armee dort 

Raketenstellungen einrichten wollte, ging alles ganz 

schnell. Deutschland gab das Geld und Eger das 

Areal. 

 

Die von Deutschland überwiesene Summe liegt bei 1,5 Millionen Euro. Ursprünglich dachte 

man im Egerer Stadtparlament an einen jährlichen Pachtzins. Dies jedoch ließ die 

Friedhofsordnung nicht zu. Man einigte sich auf einen pauschalen „Revitalisierungsbeitrag“, 

der auch der Verschönerung des angrenzenden städtischen Friedhofs dienen sollte. 

Der Friedhof in Eger ist der elfte Kriegstotenfriedhof in der 

Tschechischen Republik und der dritte im Bezirk Karlsbad. Einer davon 

liegt in Marienbad, der schon Mitte der neunziger Jahre 1.750 

Pappsärge mit den sterblichen Überresten deutscher Soldaten aufnahm, 

nachdem Eger sie abgelehnt hatte.  

Der Friedhof in Eger ist für insgesamt 7.700 Bestattungen ausgelegt. 

Die jetzt in Eger beigesetzten 5.598 Särge stammen aus 145 

Fundstätten. Dem Volksbund für Deutsche Kriegsgräberfürsorge sind 

alleine in Böhmen noch  weitere rd. 5.000 (!) nicht geöffnete Gräber 

bekannt. Selbst wenn jedes Grab nur einen Toten enthielte, reichte das 

Egerer Gräberfeld nicht aus. 

 

Kriegs- oder Nachkriegstote? 

Von den insgesamt 5.598 in Eger bestatteten Toten konnten 2.734 identifiziert werden,  

darunter 473 Zivilisten. Wahrscheinlich sind letztere der Grund, daß nur von „Kriegstoten“ 

und nirgends von „Gefallenen“ gesprochen wird. Ihre 

Entdeckung beruhte immer auf Zufall, denn laut 

Nachbarschaftsvertrag von 1997 darf der Volksbund 

nur Soldatengräber öffnen. Befinden sich darin aber 

auch Ziviltote, wird eine Ausnahme gemacht. 

Allerdings wäre in den meisten Fällen für sie die 

Bezeichnung „Nachkriegstote“ richtiger, denn sie 

wurden meist in Gräbern bei Internierungslagern 

gefunden, wo der Volksbund nach Soldaten suchte. Um 

„Nachkriegstote“ dürfte es sich leider auch bei vielen 

Soldaten handeln, denn wir wissen, daß unzählige von 

ihnen erst nach Kriegsende waffenlos und westwärts  

 
 

Rund 2.500 Besucher nahmen an der 

Einweihungsfeier teil 

 
 

Sarglager in Aussig 

 
 

Hier ruhen auch sechs unbekannte Kinder  
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wandernd aufgegriffen und „erledigt“ wurden. Die Bilder von Miröschau zeigen solche 

Szenen. 

Schließlich ist zu befürchten, daß unter den 2.864 nicht identifizierten Toten die Ziviltoten 

überwiegen, denn Zivilisten trugen ja keine Erkennungsmarken.  

Schwierige Versöhnungsarbeit 

Der Einweihungsfeier wohnten etwa 2.500 Personen bei. Alle 

Redner sahen in der Einrichtung des Friedhofes einen Akt der 

Versöhnung. Auch viele Sudetendeutsche waren in bester 

Absicht erschienen, selbst wenn die meisten fühlten, daß mit dem 

Begriff „Kriegstote“ etwas nicht ganz stimmte. Völlige 

Ernüchterung ergriff sie jedoch bei der Rede des Egerer 

Oberbürgermeisters, Dr. Svoboda, der sich nicht scheute, in 

dieser Stunde der Einkehr die Friedhofsfrage mit der des in 

Bayern gelegenen Egerer Stadtwaldes zu verknüpfen. Er erhoffe 

sich nun von Deutschland ein Entgegenkommen in der 

Stadtwaldfrage. Andernfalls käme es zu einer Klage vor dem 

Europäischen Gerichtshof. Frage: Wo ist endlich der 

tschechische Politiker „mit dem man eine gerade Furche ackern“ 

kann? 

 

 

Aber erst Gräber 
(Ernst Bertram) 

 

                              Aber erst Gräber                Erst wo auf Hügeln            Erst wo auf Trümmern 

                              Schaffen Heimat,                Klagende knien,                  Herrlichen Erbes 

                              Erst unsere Toten              Erst über Särgen                Ihr in euch einkehrt, 

                              Geben uns Licht.      Werdet ihr Volk.                  Werdet ihr Licht. 

 

 

 

 

Eine Bitte der Buchhaltung 
Die diesem Heft beigelegten Überweisungsträger sind nur für die Mitglieder gedacht, die 

ihren Jahresbeitrag (52,- Euro) für die Geschäftsjahre 1.7.2008-30.6.2009 und/oder 1.7.2009 - 

30.6.2010 noch nicht überwiesen haben. Die Buchhaltung bittet um baldige Erledigung. Sollte 

bis 15. 12. 2010 kein Eingang festgestellt werden, wird noch einmal gemahnt. Danach 

allerdings muß die Mitgliedschaft leider als beendet betrachtet werden. Für Rückfragen zu 

Zahlungen/Daueraufträgen steht Ihnen das Büro jeweils Mo.-Do. von 8-12 Uhr zur Verfügung 

(Tel. 09851-53003). Man zahlt am bequemsten mit Dauerauftrag oder Einzugsermächtigung. 

Das Ermächtigungsformular finden Sie im Internet unter www.witikobund.de oder kann bei 

der Geschäftsstelle  angefordert werden. Hier noch einmal die Bankverbindung: 

HypoVereinsbank München, Kto.6880157106, BLZ.700 202 70 (IBAN: 

DE31700202706880157106; BIC: HYVEDEMMXXX)                                                            . 

Hinweis: Nichtmitglieder können den Witikobrief für einen Jahresbezugspreis von 16,- Euro 

abonnieren. Bestellung bei der Schriftleitung oder im Büro.                                                       .  

  
 

 

 

 
Einige der 5.598 Särge  in Eger 

http://www.witikobund.de/
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Bericht aus Haßfurt 

Jahrestagung des Witikobundes in Haßfurt 
Resolution als Standortbestimmung 

Das Jahrestreffen unseres Bundes fand heuer am zweiten September-Wochenende wieder in der 

mainfränkischen Stadt Haßfurt statt. Obwohl der Termin früher als sonst lag, litt die Besucherzahl 

nicht. In der Mitgliederversammlung am Samstag wurden die üblichen Vereinsregularien abgewickelt. 

Wesentlicher Punkt war die Haushaltslage. Der neue Vorstand ist zuversichtlich, daß im laufenden 

Rechnungsjahr nach zwei defizitären Abschlüssen wieder ein ausgeglichenes Ergebnis vorgelegt 

werden kann. 

Das Nachmittagsprogramm wurde durch das Verlesen der 

Grußworte eingeleitet. Der Präsident der EUFV, Dr. 

Massimiliano Lacota, erinnerte an die Aufgabe, in Europa 

das Recht, das durch die übereilte Aufnahme der 

Vertreiberstaaten in die EU teilweise beschädigt wurde, so 

weit wie möglich wieder herzustellen. Der 

Ehrenvorsitzende des Bundes, Dr. Walter Staffa, gab dem 

gleichen Anliegen in allgemeinerer Form Ausdruck. 

Danach überreichte der Bundesvorsitzende, Roland 

Schnürch, Ehrenurkunden an die neuen Senatoren Alf 

Thorsten Werner, Prof. Erhard Korkisch und Friedrich 

Zirwick. 

Das erste Referat hielt Vorstandsmitglied Klaus 

Hörrmann. Er sprach über die Situation der 

Landsmannschaften in Mitteldeutschland. Der 

stellvertretende Bundesvorsitzende Hans-Ulrich Kopp würdigte das 60jährige Bestehen des 

Witikobundes (sh. seine Rede unten!). Breiten Raum nahm die Diskussion über eine Resolution zu 

aktuellen und grundsätzlichen Fragen ein. Der verabschiedete Text setzt Orientierungspunkte für die 

Arbeit des Bundes und ist unten angefügt. 

Da Ministerialdirigent a.D. Dr. Merkel aus zwingenden privaten Gründen verhindert war, las der 

Bundesvorsitzende, Roland Schnürch, dessen Redemanuskript vor. 

Am Rande der Veranstaltung wurden die Themen Sarrazin und Steinbach lebhaft diskutiert. Eine der 

Teilnehmerinnen konnte in einem Referat sehr interessante Ergänzungen aus ihrem beruflichen 

Umfeld zu den von Thilo Sarrazin behandelten Fragen beisteuern. Im Übrigen war man der Meinung, 

daß sich die Anpassungspolitik der BdV-Präsidentin und CDU-Politikerin, Frau Erika Steinbach, nur 

bedingt ausgezahlt habe.  

 

 

GRUSSBOTSCHAFT DES GENERALSEKRETÄRS DER EUFV  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
Ihnen und allen Teilnehmern an der Jahresversammlung des Witikobundes 2010 möchte ich 
die besten Wünsche für einen erfolgreichen Verlauf übersenden. Ihre Organisation leistet 
durch ihre Tätigkeit zur Wiederherstellung von Gerechtigkeit und Wahrheit einen sehr 
wichtigen Beitrag in einer Phase, in der Europa nach der übereilten Osterweiterung den 
gordischen Knoten in Angriff nehmen muß, um sich von immer noch bestehenden 
anachronistischen politischen Sichtweisen zu emanzipieren: Es geht um die formale 
Anerkennung, daß die Vertreibung von Millionen Zivilpersonen ein Verbrechen gegen die 
Menschheit war, das die Verpflichtung zur Folge hat, das Recht in weitest möglichem Maße 
wiederherzustellen.  Diesem Weg ist die EUFV – mit neuen Strategien – verpflichtet und die 
Unterstützung seitens des Witikobundes ist und wird eine wesentliche Konstante für die 
Erreichung dessen sein, was in Europa als ein anerkanntes Recht vorgesehen ist – d. h. die 
Schaffung einer spezifischen internationalen Einrichtung zur Untersuchung und der 

Wiedergutmachung erlittenen Unrechts.  
Mit dem Ausdruck meiner Dankbarkeit für das Engagement und die Unterstützung des Witikobundes grüße ich Sie sehr 
herzlich,  
Triest, 9. September 2010       Massimiliano Lacota  

 
 

Haßfurt, Ort des Jahrestreffens 2010, im Bild: 

Hauptgeschäftsstraße mit dem Oberen Tor 

 
 

Dr. Massimo Lacota, Präsident 
der EUFV 
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Resolution des Witikobundes e.V. 

 Die Menschenrechte sind alternativlos. Völlig abwegig ist daher der Versuch der CR, sich durch ein 

Zusatzprotokoll zum Lissabon-Vertrag von deren Anwendung suspendieren zu lassen. Der Bundestag 

wird dringend aufgefordert, diesem Vorhaben seine Zustimmung zu verweigern. Der Schlüssel zum 

Menschenrechtsschutz für deutsche Vertriebene liegt in Artikel 3,1 der SL-Satzung und in den 

Bestimmungen des Völkerrechts.  

 Vertreibung ist Völkermord. Niemand darf Maßnahmen ergreifen, die als Billigung oder gar Beihilfe 

zum Völkermord gedeutet werden könnten. Als Völkermord gilt dabei schon die Zerstörung eines 

gewachsenen Sozialverbandes. Bisherige und künftige Vereinbarungen der Bundesrepublik mit der CR 

sind unter diesem Aspekt zu prüfen.  

 Zur Versöhnung gehört auch Umkehr. Auf diesen Grundsatz ist besonders bei Begegnungen und 

Partnerschaften mit tschechischen Gruppierungen zu achten. Die Kontakte dürfen nicht dazu führen, 

daß die Ereignisse von 1945/46 allmählich aus dem Bewußtsein schwinden.   

 Europa darf keine Mogelpackung sein. Die real existierende politische Verfassung Europas ist noch 

meilenweit von dem Ideal entfernt, das die Charta der Vertriebenen von 1950 umschreibt. Sollte sich 

die Bayrische Staatsregierung dessen nicht bewußt sein, ist von einer Reise Ministerpräsident Seehofers 

nach Prag abzuraten.  

 Die Bundesstiftung Flucht, Vertreibung, Versöhnung (SFVV) darf nicht für geschichtspolitische 

Zwecke mißbraucht werden. Andernfalls ist die bescheidenere Lösung des (BdV-eigenen) Zentrums 

gegen Vertreibungen (ZgV) zu bevorzugen. 

 Die EUFV verdient breite Unterstützung der Landsmannschaft, am besten durch Beitritt, zumal Dr. 

Lacota, schon die Akkreditierung bei der EU erreicht hat.  

 
       Verabschiedet auf der Jahresversammlung des Witikobundes in Haßfurt am 11. September 2010 

Eine ostpreußische Geschichte 
(Kann als mögliche Erkenntnis bei der Witiko-Jahrestagung 2010 in Haßfurt gelesen werden) 

(Bearbeitet nach E.E.Korkisch) 

Es war noch vor der Jahrtausendwende, als mich eine Einladung der Universität Königsberg 

erreichte. Mir bot sich die Gelegenheit, auch größere Teile Ostpreußens zu bereisen.  

 

Eine Begegnung im früheren, stark vom Krieg geschädigten Insterburg, dem heutigen 

Tschernachowsk, erscheint mir besonders erzählenswert. In der wieder recht ansehnlich 

ausgestatteten Hauptachse der Stadt erbot sich ein russischer, intellektuell anmutender Bürger, 

Erklärendes zur Geschichte dieser Straße zu sagen und zu zeigen. Er führte schließlich zu 

einer Apotheke, vor deren Eingangsstufen ein Felsbrocken – Überbleibsel der letzten Eiszeit – 

fest eingelassen im Boden stand. 

Er erklärte, daß dieser Block mit seiner eingravierten Schrift gleich nach Kriegsende mit einer 

Mörtelschicht überzogen wurde. Als Gymnasiallehrer hat er den Stein von seinen Schülern 

wieder freilegen lassen, so daß die eingemeißelten (deutschen) Worte zu erkennen sind.  Sie 

lauten:                                     

     Willst Du ein Ziel erreichen, 

verbinde Dich mit denen, 

die das gleiche wollen. 

 

Und auf der anderen Seite ergänzt ein Satz Aufforderung und gegenwärtigen Bezug:  

Nicht Gesetze, 

sondern tüchtige Bürger 

bilden den tüchtigen Staat. 
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Auf ein Wort! 
Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Mit berechtigtem Stolz blickten wir auf die sechzigjährige Geschichte unseres Bundes zurück. 

Das Gründungsdatum war der 1. Oktober 1950, und mein Stellvertreter, Kam. Hans-Ulrich 

Kopp, würdigte das Jubiläum bei unserem Jahrestreffen in Haßfurt mit einem eindrucksvollen 

Vortrag. Der Witikobund hat seine Wurzeln in der sudetenländischen 

Jugendbewegung und bildet neben Ackermann- und Seligergemeinde 

sozusagen den legitimen rechten Flügel des sudetendeutschen 

„Triptychons“. Zu den ersten Förderern unserer Vereinigung gehört 

ohne Zweifel Dr. Walter Brand. Er war 1938 als Vertreter des 

„Kameradschaftsbundes“ bei den neuen Machthabern schlecht 

angesehen und verbrachte sechs Jahre im KZ. Dennoch reichte er nach 

dem Kriege den Angehörigen des „Aufbruchkreises“ versöhnlich die 

Hand. Den Namen Witikobund verdanken wir Dr. Walter Becher, der 

selbst einmal für drei Jahre (1956 bis 1959) den Vorsitz innehatte. 

Witiko war jemand, der stets „das Rechte“ tun wollte und dabei auf die 

ewigen Gesetze der Natur und deren Entschleunigungskräfte setzte. Diese Rückbesinnung 

schien auch den Gründungsvätern der richtige Weg zu sein, um die menschlichen Wirrnisse 

ihrer Zeit zu überwinden. Dem Bund gelang es in der Folgezeit in harmonischer Abstimmung 

mit den beiden anderen Gesinnungsgemeinschaften, das geistig-politische Profil der 

Volksgruppe wesentlich mitzubestimmen. 

Haßfurt diente der Verfestigung unserer Arbeit. Die meisten durch Standort- und 

Führungswechsel verursachten Probleme konnten in letzter Zeit besonders durch Alf Torsten 

Werner und Friedebert Volk behoben werden. Dazu zählt auch die bevorstehende 

Überführung der Kameradenhilfe in den Witikobund. Erfreulich ist die Wiederbelebung des 

Münchner Ortskreises durch Lm. Wettengel. Politisch wird sich der Bundesvorstand näher 

mit der geplante Prag-Reise des Bayerischen Ministerpräsidenten Seehofer befassen, zumal 

die SL-Spitze die drei Gesinnungsgemeinschaften zu einem Vorgespräch einladen will. 

Ich verbleibe mit kameradschaftlichen Grüßen 

Euer Roland Schnürch 

 

Geburtstagswunsch 
Wir freuen uns, unserem Vorsitzenden Roland Schnürch zu seinem bevorstehenden achtzigsten 

Geburtstag gratulieren zu dürfen! Möge er weiter rüstig (wie Adenauer) am Steuer unseres 

Witiko-Schiffes stehen und bei flotter Fahrt  unsere unverrückbaren Ziele immer im Auge 

behalten!                       

Die Kameradinnen und Kameraden! 
 

 
 

 
 

 

 
Bundesvorsitzender 

Ronad Schnürch 
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Von der neuen Welt und dem alten witikonischen Geiste 

 

Eine Betrachtung anläßlich des 60jährigen Bestehens des Witikobundes 

Vortrag des stellv. Vorsitzenden H.-U.Kopp auf der Jahrestagung in Haßfurt, 12. 9. 2010 

 

Der Witikobund blickt auf über sechzig Jahre seines Bestehens zurück, nicht ohne Stolz, nicht 

ohne Ehrfurcht für diejenigen, die vorangegangen sind, mit Dankbarkeit für die Tatkraft, die 

seine Repräsentanten und Mitglieder erbracht haben, aber auch cum grano salis für die 

Gegner, an denen er sich messen konnte. Beides hat er zu allen Zeiten gehabt und gesucht. 

Dem Ziel nachzustreben, das ihm in den Leitgedanken Adalbert Stifters gekleidet war, 

verstand sich von selbst. Die Auseinandersetzung mit dem Gegner zu führen, ergab sich 

daraus. 

Als die Ur-Witikonen im zerstörten Nachkriegsdeutschland 

zusammenkamen, wußten sie durchaus, was sie wollten. Nicht der 

blinde Zufall hatte sie zusammengeführt, sondern ein 

gemeinsames Anliegen. Als Söhne Böhmens, Mährens und 

Sudetenschlesiens, Altösterreicher mithin, hatten sie einen 

christlichen Religionsunterricht genossen. Aber wenn sie sich 

aufmachten, für ihr unverlierbares Recht einzutreten, dann dachten 

sie wohl weniger an die Demut des Bergpredigers als an die 

Freiheit des Christenmenschen und daran, wie der Herr die 

Wechsler aus dem Tempel jagte, den sie sich angemaßt hatten in 

Besitz zu nehmen. Sie standen zum aufrechten Streite bereit, 

freilich nicht aus dem Hinterhalt, sondern mit offenem Visier. So 

zieht sich durch die witikonische Geschichte ein kämpferisches 

Moment, ein keineswegs streitlüsterner, wohl aber wehrhafter Zug. 

Seien wir froh, daß dies heute noch manches Mal zu erkennen ist! 

Umstritten zu sein, ist kein Nachteil. Eine weltanschauliche Gemeinschaft muß es sein, will 

sie nicht verkümmern.  

 

Die Meinungen, die heute gegen uns vorgebracht werden, lassen sich in drei Gruppen 

einteilen. Eine erste, es ist die am wenigsten bedeutsame, hält uns für gefährliche Extremisten. 

Wie den frühen Dampffahrzeugen Amtmänner mit roter Flagge vorangingen, um das 

Herannahen eines bedrohlichen Gefährts anzukündigen, erheben sie ihre Warnungen vor dem 

sudetendeutschen Monstrum. Die Nichtigkeit ihrer Argumente hat sich zur Genüge erwiesen. 

Selbst die Presse hat sich angesichts der Inhaltsleere  anderen Gespensterthemen zugewandt. 

Eine zweite Meinung ist weiter verbreitet und verdient es, erörtert zu werden. Man sagt uns, 

wir Witikonen meinten es wohl recht, unsere Traditionen seien auch aller Anerkennung wert, 

und in alter Zeit hätten wir manches gut getan. Aber die Welt habe sich geändert. Das 21. 

Jahrhundert sei angebrochen, das furchtbare zwanzigste mit seinen Kriegen und Diktaturen 

liege hinter uns, und die Aufgaben von damals könnten nicht mehr die heutigen sein.  

Sollten wir tatsächlich den Zug der Zeit verpaßt haben? Nun, zunächst einmal ist derjenige, 

der Neues behauptet, beweispflichtig. Er hätte zu zeigen, daß die Welt von heute nicht mehr 

die von gestern ist. Vermag er dies? Hat die politische Welt zu neuen Formen gefunden? Sind 

Unrecht, Gewalt und Unfreiheit überwunden? Sind Volkssouveränität, Rechtsstaatlichkeit und 

Gesetzesherrschaft Allgemeingut? Verstehen sich die Regierenden als Diener des 

Gemeinwesens? Man wird all diese Fragen getrost verneinen können. Als die ersten  

 

 
Hans-Ulrich Kopp bei seinem 

Vortrag in Haßfurt 
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Witikonen für Einigkeit und Recht und Freiheit der Volksgruppe und aller Deutschen 

eintraten, waren diese drei Mangelware, und sie sind es noch heute.*) 

 

Und dann folgt das dritte Argument, welches lautet: Die Witikonen seien zwar im Recht, auch 

hätten ihre Ideale ihren guten Sinn, und manches wäre besser eingerichtet, wenn man auf sie 

hörte. Jedoch, sie entbehrten nun einmal der Macht und blieben zur Wirkungslosigkeit 

verdammt. Daher sei es für sie besser, unpolitisch zu werden, sich den Verhältnissen 

anzupassen und  sich nicht hinter dem Ofen hervorlocken zu lassen.  

Selbstverständlich wissen wir, daß unsere Bemühungen von keiner Seite der etablierten 

Politik honoriert werden. Doch muß man sich immer wieder eines vor Augen halten: 

Idealisten, wie wir es sein wollen, haben keinen Werkvertrag mit der Gesellschaft 

geschlossen, sie beanspruchen kein Erfolgshonorar. Für die Beurteilung ihres immer 

strebenden Mühens zählt nicht, ob die Mächtigen sie hören, sondern ihr reines Wollen. Wie 

sagt der Lateiner? Ut desint vires, tamen est laudanda voluntas – Wenn auch die Kräfte 

fehlen, so muß doch der Wille gelobt werden. 

 

Laßt mich zuletzt noch eine kleine Fußnote aus der Geistesgeschichte der Deutschen 

Burschenschaft, eines ähnlich gesinnten Verbandes, heranziehen, um diesen Gedanken zu 

illustrieren. Sie stammt von dem Schriftsteller Franz Jung, einem Mann der Emigration, 

geboren 1888 in Neiße/Oberschlesien, verstorben 1963 in Stuttgart. Er berichtet in einem 

Freundesbrief von einer scheinbar nebensächlichen Begebenheit aus der Zeit vor dem Ersten 

Weltkrieg, „an einem Sonntagmorgen im Breslauer Vorort Morgenau“, in deren Mittelpunkt 

ein Student aus schlagender Verbindung stand. 

„Auf einer Plattform“, so lesen wir, „hat ein Lastwagen Bierfässer für den Gastwirt 

abgeladen, für den Sonntagmorgentanz. Während der Wagen jetzt wendet (...), die beiden 

Pferde sind am Kopf mit Büscheln von frischem Blattlaub geschmückt, stellt sich dem gerade 

anfahrenden Wagen ein junger Mann in den Weg. Ohne besondere Absicht, freundlich und 

zutraulich (...) Ein Student, gewöhnt an die Säufersonne, die nachts in den Bierkellern der 

Breslauer Altstadt scheint (...) Der Kutscher hatte kein Verständnis für die 

Annäherungsversuche des jungen Mannes, der die Hand ausgestreckt hatte, um das Laub am 

Kopf des Pferdes zu berühren (...) Der Kutscher hob die Peitsche und schlug dem Jungen ins 

Gesicht. Gesprochen wurde nichts. Aber als der Junge stehenblieb, richtig stehenblieb und 

nicht weglief und auch nicht zu schimpfen begann oder Anstalten machte, seinerseits auf den 

Mann loszugehen, einfach erstaunt war und den Mann groß ansah, schlug dieser weiter zu, in 

sich steigernder Wut, rasend, den Oberkörper jetzt weit zurückgelehnt, so daß das Ende der 

Peitschenschnur, mit dem Knoten dran, das Gesicht treffen mußte, genau und wie  

vorgezeichnet. Dreimal, fünfmal und vielleicht auch noch mehr, bis der Mann erschöpft war. 

(...) Er raffte die Zügel auf und rollte mit dem Wagen davon. Gesprochen wurde weiter nichts. 

Der junge Mann hatte sich nicht gerührt, auch nicht den Arm gehoben, um das Gesicht zu 

schützen. Er war stehengeblieben, aufrecht, den Kopf hoch zum Gegner hin, wie er das in den 

aktiven Studentenjahren gelernt hatte (...) Es war kein Gegner vorhanden, gegen den zu 

kämpfen Pflicht gewesen wäre. Die Striemen quer über das Gesicht liefen rot an, Blut sickerte 

durch und breitete sich von der Stirn über die Wangen hinunter. Und um genau das 

festzuhalten, der Junge fühlte nichts als Erstaunen  rein physisches Unbehagen, Schmerz 

hatte er  unterdrücken gelernt. So stieg er die breite Holztreppe hinunter zur Laderampe des 

Flußdampfers. Eine Menge Leute ringsum, sie wichen dem Studenten aus, der in guter 

Haltung die Treppe hinunter kam, sie bildeten eine Gasse, rechts und links“. 

Soweit das Ereignis, dessen Deutung uns offenbar ist. Ehrenvoller Kampf mit 

Waffengleichheit war nicht gegeben. Sich auf einen Faustkampf auf offener Straße  
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einzulassen, wie es die Bierkutscher untereinander taten, schied für den Akademiker aus. 

Flucht oder Herbeirufen der Passanten kamen nicht in Frage. Was blieb, war eines: Haltung. 

Eine Haltung, die sich insoweit ins Unvermeidliche schickt, als es die Umstände erfordern, 

jedoch keinen Zentimeter weicht  so lange nicht, als der Überlegene an seiner eigenen Kraft 

sich erschöpft hat und unverrichteter Dinge das Feld verläßt. Nur unverständige Beobachter 

mochten im Breslauer Studenten den Unterlegenen gewähnt haben; die Kundigen sahen, daß 

er den Lorbeer trug. 

 

Auch wer heute für alte Ideale eintritt, sieht sich wieder und wieder den Ausflüssen der 

Bierkutschermentalität gegenüber. Nicht mit Hieben, sondern mit Worten via Mikrophon und 

Bildschirm, mit Unduldsamkeit, Haß und Verleumdung, glauben sie, ihre Gegner aus dem 

Wege räumen zu können. Auch ihnen wird es mißlingen! Denn wie dem jungen Breslauer 

Studenten, so bleibt seinem Nachfolger unserer Tage die Freiheit der Entscheidung, die in der 

Bejahung der Notwendigkeit liegt: Haltung bewahren! Standhaft bleiben! 

Das ist gut witikonisch. Eine Haltung, wie sie in einer Sentenz Ernst Moritz Arndts zum 

Ausdruck kam, die bis zu ihrer Ausmeißelung nach Kriegsende auf einem 

Freikorpskämpfergrab in Saaleck zu lesen war: „Tu, was Du mußt / Sieg, oder stirb / Und laß 

Gott die Entscheidung.“ Ein Bekennerwort, das uns aus ferner Zeit herüberklingt, aber in der 

Sache doch richtig bleibt. Es gilt für uns den Weg zu gehen, der uns bestimmt ist, keinen 

andern. 

 

*) Aus Platzgründen wurden die Beispiele für den moralischen Stillstand der Geschichte weggelassen. (F.V.)  

 

 

Heimatpolitik auf einen Blick 

 

Frau Steinbach wieder gewählt 
Am 24. Oktober 2010 wurde Erika Steinbach mit 94 % der abgegebenen Stimmen in ihrem 

Amt als BdV-Präsidentin bestätigt. Vor zwei Jahren waren es nur 82 %. Der 

Solidarisierungseffekt nach den Angriffen auf sie in letzter Zeit ist unübersehbar. Man hatte 

ihr unterstellt, bei der Verteidigung der Nachrücker Arnold Tölg und Hartmut Sänger die 

Kriegsschuld Deutschlands relativieren und damit ein Dogma der Vertreiberstaaten 

untergraben zu wollen. Bekanntlich betrachten diese die Vertreibung nur als Folge deutscher 

Kriegsschuld. Das Beispiel Finnlands zeigt jedoch anderes. Obwohl von diesem Staat niemals 

ein Krieg ausging, wurden seine Karelier vertrieben. Vertreibungen, auch die von Deutschen, 

haben nichts mit einer Kriegsschuldfrage zu tun, sondern beruhen immer auf bewußten 

Entscheidungen. Wer anders denkt, bewegt sich auf dem Niveau archaischer Blutrache.  

Frau Steinbach erinnerte auch daran, daß die Vertriebenen stellvertretend für alle Deutschen 

die Wut der Vertreiberstaaten ertragen mußten. Sie verdienten Solidarität, auch die der 

Bundesregierung. Leider habe sich noch nie ein Regierungsvertreter an einem Massengrab 

blicken lassen, weder in Marienburg (2.116 Tote) oder in Rudolfsgnad (Serbien, 12.000 Tote) 

noch sonstwo.  

Wieder können wir von den Finnen etwas lernen. Linus Kater weilte 1951 in Finnland, um 

sich über die Lage der von den Sowjets vertriebenen Karelier zu informieren. Da beschied ihn 

ein hoher finnischer Politiker folgendermaßen: „Wenn es um die Vertreibung geht, sind wir 

alle Karelier!“ Frau Merkel hingegen fiel beim  letzten Pragbesuch nur die bekannte Phrase 

vom „Blick in die Zukunft“ ein. 

. 
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Botschaft aus den Massengräbern 
Viele dachten, mit den Dokumentationen von Wilhelm Turnwald (1951), Prof. Schieder 

(1957) und Emil Franzel (1979) seien die Untaten  der Tschechen an den Sudetendeutschen 

vollständig enthüllt. Eines besseren (schlechteren?) belehrten uns nach dem Fall des Eisernen 

Vorhangs etwa das Werk von Thomas Stanek (Persekuce, 1996) oder die Bilder des 

tschechische Fernsehsenders Nova über Miröschau, östlich von Pilsen. Im Mai 2010 

schließlich zeigte das tschechische Fernsehen den Film von David Vondracek „Töten auf 

Tschechisch“ mit abscheulichen Bildern aus Prag.  

 

Spätestens jetzt mußte man an die berühmte Spitze des Eisbergs 

denken. Wie zur Bestätigung wurden bald weitere Unheilsstätten 

bekannt wie Dobrenz bei Iglau, Tanndorf im Adlergebirge oder 

Mährisch Krummau. Petr Zidek schrieb daher am 28.August 2010 

in der Zeitung Lidove noviny anläßlich der Öffnung des 

Massengrabes in Dobrenz, das sei nur „ein kleines Tröpfchen im 

Meer“ der tschechischen Nachkriegsfrevel! Vom Ausmaß des 

„Meeres“ erhält man eine Vorstellung, wenn man vernimmt, daß 

dem Volksbund für Deutsche Kriegsgräberfürsorge“ in Böhmen 

noch rd. 5.000 ungeöffnete Gräber bekannt sind! 

 

Behutsames Vorgehen 

SL und Bundesregierung sind gut beraten, auf diesem sensiblen 

Feld behutsam vorzugehen. Es ist ja schon ein Gewinn, daß die 

tschechische Selbstgerechtigkeit jetzt etwas schrumpfen wird. 

Dennoch wäre es schön, wenn sich bei Friedhofseröffnungen auch 

Vertreter der Bundesregierung blicken ließen. Eine Möglichkeit, 

unaufdringlich bei der Spurensuche zu helfen, hätte die SL, wenn sie ein Verzeichnis der aus 

den sudetendeutschen Weißbüchern bereits bekannten Tatorte im Internet anböte. Klare Kante 

muß aber bei Vertuschungsversuchen wie  in Tanndorf (Jedlova, Adlergebirge) gezeigt 

werden. Es geht nicht an, daß örtliche Behörden ein gefundenes Massengrab mit 500 Toten 

einfach in das 19. Jahrhundert datieren und die Reste eventuell ungeprüft beseitigen.  

 

Leider griff auch niemand die bemerkenswerte Feststellung auf, die der für das Grab in 

Dobrenz zuständige Kriminalbeamte Michal Laska vor laufender Kamera getroffen hat. Herr 

Laska sagte unmißverständlich, daß das tschechische Straffreistellungsgesetz vom 8. Mai 

1946 in Dobrenz nicht anzuwenden sei, da diese Morde nichts mit dem Befreiungskampf der 

Tschechen 1945 zu tun hätten, sondern in die Kategorie Menschenrechtsdelikte gehörten. Für 

diese Worte schulden die Sudetendeutschen Herrn Laska größten Dank!  

 

 

Überlebensstrategie Erika Steinbachs:  

“Bei der Diskussion über Flucht und Vertreibung  mußte ich immer Zitate von Peter Glotz oder anderen 

linken Politikern verwenden, damit ich in meiner Partei überhaupt noch gehört wurde. Wenn ich dasselbe 

als Erika Steinbach gesagt hätte, wäre ich in der Republik gesteinigt worden.“  
(Welt am Sonntag, 12.9.2010) 

 

 

 

 
 

Exhumierung in Dobrenz bei 

Iglau 
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In Ungarn tut sich etwas 
Autonomietagung in Budapest 

In einem Bürgerzentrum der Stadt Budapest trafen sich am 18. 

September 2010 Abgesandte von ungarischen Minderheiten aus vielen 

Ländern. Als deutsche Gäste und Beobachter waren der SL-

Bezirksobmann Oberbayern Johann Slezak und Andreas Schmalcz 

angereist. Ausführlich wurde über die Lage in den jeweiligen Regionen 

berichtet. Alle Teilnehmer bezogen sich auf das Diktat von Trianon. Die 

Teilnehmer aus den einst zu Ungarn gehörenden Gebieten forderten 

Autonomie. Dabei hat die gegenwärtige Südtirol-Lösung einen gewissen 

Vorbildcharakter.  

Die Benesch-Dekrete sind für die Ungarn in der Slowakei ein wichtiges 

Thema. In einer Petition an die ungarische Regierung wird ihre 

Behandlung während ihrer Ratspräsidentschaft in Brüssel gefordert. Eine 

Unterschriftensammlung von einer Million soll den einzelnen 

Regierungen zugeleitet werden und dem Autonomiewunsch der jeweiligen ungarischen Minderheiten 

Nachdruck verleihen.  

Die deutschen Gäste waren in der Lage, mit mehreren wichtigen Wortbeiträgen bei der Willensbildung 

der Versammlung zur Konkretisierung beizutragen. Ihr Informationsmaterial fand großes Interesse. 

Kontakte zu Deutschen in der Slowakei wurden geknüpft. Während der ganzen Tagung war das 

ungarische Fernsehen anwesend.          (Verfaßt nach einem Bericht Johann Slezaks) 

 
Antwort aus dem Bundeskanzleramt 

 

Bundesvorsitzender Roland Schnürch richtete im August 2010 einen Brief an die Bundeskanzlerin. 

Anlaß war ihr Besuch in Prag. Frau Merkel ließ am 3. September 2010 antworten.  

In dem Schreiben wird betont, daß sich die Kanzlerin des „völkerrechtswidrigen Charakters der 

Vertreibung“, der „entschädigungslosen Enteignung“ und der „Benesch-Dekrete“ bewußt sei. Leider 

sei es bisher nicht gelungen, die tschechische Regierung zu einer Änderung ihrer Haltung zu bewegen. 

Man hoffe, durch weitere Vertiefung der Kontakte einen „Bewußtseinswandel“ herbeizuführen. „Im 

Gegensatz zum Absender des Briefes“ bekenne sich Frau Merkel aber zur Deutsch-tschechischen 

Erklärung vom 21.1.1997. Dieser Text sei „ein Fundament unserer bilateralen Beziehungen“. 

 

 

Fundstücke: 
 Zur Versöhnung gehört Umkehr (Prof. Rud. Grulich, DOD, 11/2009) 

 1938 nahmen an der Volksabstimmung auch die im Sudetenland verbliebenen Tschechen in besonderen 

Wahllokalen teil. Von 146.000 Stimmberechtigten votierten 118.000 für und 25.000 gegen den 

„Anschluß“. 3.000 Stimmen waren ungültig (Fritz Habel, Dokumente zur Sudetenfrage, 2003, S.436).  

 Die KPTsch ließ am 29.9.1951 in Westböhmen sämtliche Befreiungsdenkmale für die Amerikaner 

beseitigen (Herget, Egerländer, 10/1983, S.21). 

 Böhmische Beutekunst aus dem Dreißigjährigen Krieg befindet sich noch heute im schwedischen 

Reichsarchiv zu Stockholm, darunter auch eine von Johannes Hus 1398 angefertigte Wiclif-Abschift 

(Joh. Georg Kohl, 100 Tage auf Reisen in den österreichischen Staaten, 1842, S, 74  bzw. Renate 

Riemeck, Jan Hus, Reformator 100 Jahre vor Luther, S.21). 

 Die Vorfahren des Kabarettisten Urban Priol wanderten als Hugenotten einst in Böhmen ein und 

wurden 1946 von dort vertrieben (Fernsehgespräch im Sept. 2005) 

 

 

Die Menschenrechte sind alternativlos! 
 

 

 
 

Johann Slezak bei der Autonomie-
Tagung in Budapest  
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Die Verneinung der Rechtsidee 
Die EU und die Tschechischen Vertreibungsdekrete 

von Dr. Wolfgang Philipp 

Der tschechische Staatspräsident Vaclav Klaus hat im Herbst 2009 die Unterzeichnung des 

Lissabon-Vertrages davon abhängig gemacht, daß die berüchtigten Beneš-Dekrete der Jahre 

1945/46 durch das europäische Recht nicht in Frage gestellt werden. 

Schon dem Lissabon-Vertrag war ein „Protokoll Nr. 30“ über 

die Anwendung (besser: Nichtanwendung) der „Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union auf Polen und das 

Vereinigte Königreich“ beigefügt worden. Am 29./30. Oktober 

2009 hat der Europäische Rat die Bestimmungen dieses 

Protokolls durch ein weiteres Protokoll auf die Tschechische 

Republik ausgedehnt. Daraufhin ist Tschechien dem Lissabon-

Vertrag beigetreten. In der Öffentlichkeit ist aber nicht deutlich 

geworden, daß die Erweiterung des „Protokolls Nr. 30“ auf 

Tschechien noch gar nicht in Kraft ist. Sie bedarf als Ergänzung 

des Lissabon-Vertrages noch der Ratifizierung durch alle 27 

Mitgliedstaaten der EU. Der Deutsche Bundestag hat also 

Gelegenheit, sich mit den hier aufgeworfenen Fragen zu befassen. Diese werden im folgenden 

auf den Tisch gelegt: Eine falsche Antwort auf das Ansinnen von Vaclav Klaus würde die 

rechtsstaatliche Ordnung der gesamten Union in ihren Grundfesten erschüttern. 

Zunächst ist eine Unterscheidung ans Licht zu ziehen, die bei Betrachtung der seit 1933 in 

Europa begangenen Unrechtstaten kaum je bewußt gemacht worden ist. Die in der NS-Zeit 

insbesondere im Zusammenhang mit der Judenverfolgung deutscherseits geschehenen 

Verbrechen hatten in aller Regel keine gesetzliche Grundlage. Sie wurden von SS-Einheiten 

und Sonderkommandos auf Befehl durchgeführt. Man wagte nicht, das Unrecht auch noch per 

Gesetz vor aller Welt „Recht“ zu nennen. Auch geschah das meiste im Ausland oder im 

geheimen. Wer darüber sprach, war selbst gefährdet. Kein Gesetz in der Zeit von 1933 bis 

1945 hat in Abweichung vom normalen Strafrecht die Tötung unschuldiger Menschen erlaubt 

oder auch nur straffrei gestellt:, weder den Holocaust noch Morde in den KZs, noch die 

Tötung der Behinderten durch das „Euthanasieprogramm“. Einen Sonderfall bilden die 

sogenannten „Nürnberger Gesetze“ vom 15. September 1935 und deren Folgegesetze und 

Verordnungen: Die Eheschließung zwischen Juden und „Ariern“ wurde verboten, auch 

durften Juden kein öffentliches Amt annehmen. 1938 entzog man jüdischen Ärzten und 

Rechtsanwälten die Zulassung. Bei Deportationen verloren Juden mit dem Grenzübertritt ihre 

Staatsangehörigkeit und ihr Vermögen. Ab 1939 mußten in Polen, ab 1941 auch im Reich 

Juden den „Judenstern“ tragen. 1933 gab es in Deutschland rund 500.000 Juden. 

Diese Gesetze wurden schon am 20. September 1945 aufgehoben. Deutschland hat sich von 

diesen und anderen Untaten distanziert und so gut wie möglich Wiedergutmachung geleistet. 

Das ist das eine. 

 

 

 
Dr. Wolfgang Philipp 
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Die von Vaclav Klaus verteidigten Beneš-Dekrete sind nach Form und Inhalt eine ins 

Maßlose übersteigerte, gegen die deutsche Minderheit gerichtete Nachbildung der Nürnberger 

Rassegesetze des NS-Regimes. Der Form nach handelt es sich um höchstrangige Normen, 

denn die von Beneš erlassenen „Dekrete“ wurden mit Verfassungsgesetz vom 28. März 1946 

von der provisorischen Nationalversammlung rückwirkend bestätigt und in den Rang von 

Verfassungsgesetzen erhoben. Sie gelten noch heute. Das ist das andere. 

Am 8. Mai 1946 verabschiedete die gleiche Nationalversammlung ein „Gesetz über die 

Rechtmäßigkeit von Handlungen, welche mit dem Kampf um die Wiedergewinnung der 

Freiheit der Tschechen und Slowaken zusammenhängen“ (Gesetz Nr. 115). Danach ist „eine 

Handlung, die in der Zeit vom 30.09.1938 bis zum 28.10.1945 vorgenommen wurde und 

deren Zweck es war, einen Beitrag zum Kampf um die Wiedergewinnung der Freiheit der 

Tschechen und Slowaken zu leisten, oder die eine gerechte Vergeltung für Taten der 

Okkupanten oder ihrer Helfershelfer zum Ziele hatte, auch dann nicht widerrechtlich, wenn 

sie sonst nach den geltenden Vorschriften strafbar gewesen wäre.“ War jemand bereits 

verurteilt worden, sollte das Verfahren wieder aufgenommen werden. 

Dieses „Straftatenrechtfertigungsgesetz“ ist als Normsetzung das furchtbarste Gesetz, das je 

von einem Staat verabschiedet wurde. Als Mittel eines totalitären Unrechtsstaates ist es die 

absolute Verneinung der Rechtsidee: Das offenkundige Unrecht wird per Verfassungsgesetz 

für immer „Recht“ genannt, eine Steigerung, welche die Tschechen sogar den 

Nationalsozialisten voraus hatten, von der Nürnberger Rassegesetzgebung abgesehen. Die 

Beneš-Dekrete sind die Grundlage der Vertreibung von rund 3,2 Millionen Deutschen aus 

dem Sudetenland, von denen rund 250.000 durch Mord und Totschlag ihr Leben verloren 

haben: „Werft die Deutschen aus ihren Wohnungen, macht Platz für unsere Menschen – wir 

hätten das schon im Jahre 1918 erledigen wollen, aber damals hielten uns die Briten die 

Hände gebunden, jetzt aber wollen wir das erledigen“, formulierte Beneš in einer Rede am 3. 

Juni 1945 in Tabor. Die Vertreibung der Sudetendeutschen war also eine schon vor 

Kriegsbeginn vorhandene Zielsetzung. Sie sind zwangsweise ausgebürgert worden. Ihr 

Eigentum an Grund und Boden, Geldmitteln und beweglichen Gütern fiel an den 

tschechoslowakischen Staat. Die Deutschen mußten – dem „Judenstern“ vergleichbar – eine 

Armbinde mit der Aufschrift „N“ (Nepritel = Feind) tragen und waren dadurch rechtlos.  

Diese Taten gehören nach Art und Ausmaß zu den schwersten Verbrechen der 

Menschheitsgeschichte. Die Beneš-Dekrete und ihr Rechtfertigungsgesetz sind aber bis heute 

Bestandteil der tschechischen „Rechtsordnung“. Das Gesetz Nr. 115 schließt nicht nur 

Wiedergutmachung aus, sondern rechtfertigt auch die grausame Ermordung unschuldiger 

Menschen, darunter vieler Frauen und Kinder (siehe „Morden auf  Tschechisch“, JF 21/10). 

Das bedeutet auch, daß die Ermordeten bis heute nicht rehabilitiert worden sind. Tschechien 

hat nicht einmal einen Weg gesucht, diese Mordtaten wenigstens für rechtswidrig zu erklären 

und die Mörder allenfalls straflos zu lassen. Daß Tschechien in einer Deutsch-Tschechischen 

Erklärung 1997 die Folgen dieses Gesetzes „bedauert“ hat, ändert nichts, solange dieses 

Gesetz nicht aufgehoben wird. Da dies nicht geschehen ist, müssen die Hinterbliebenen der 

Ermordeten bis heute damit leben, daß nach tschechischem „Recht“ ihre Angehörigen 

rechtmäßig umgebracht worden sind. Mit dieser sogenannten Rechtsordnung ist die Tschechei 

der EU beigetreten. Von einer Aufarbeitung dieser Greuel durch die Tschechen ist wenig zu 

spüren. 
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Das Europäische Parlament hat im November 2002 in einer Entschließung zu Recht erklärt, 

das Gesetz Nr. 115 vom 8. Mai 1946 habe vom Standpunkt moderner Rechtsstaatlichkeit 

keine Existenzberechtigung. Die Maßnahmen verstießen eklatant gegen europäische 

Grundrechte und die gemeinsame Rechtskultur der Europäer. Durchgesetzt hat sich aber nicht 

das EU-Parlament, sondern eine Stellungnahme des Prager Außenministeriums aus dem Jahre 

2002. Danach sollen die Beneš-Dekrete gar „zum Fundament der Europäischen Union“ (!) 

gehören. Nicht die Beibehaltung der Dekrete, sondern die Forderung nach ihrer Aufhebung 

stelle „die Grundlagen der Union und den Gedanken der Europäischen Union selbst in Frage“: 

eine „Rechtsauffassung“, wie sie perverser nicht sein kann. 

Das Europäische Parlament hat Gutachten von drei Professoren zu den Beneš-Dekreten und 

zum Beitritt der Tschechischen Republik zur Europäischen Union eingeholt. Die Gutachter 

kamen zu dem fragwürdigen Ergebnis, eine Aufhebung des Gesetzes Nr. 115 sei nicht 

zwingend, weil die Täter Vertrauensschutz in dem Sinne hätten, daß sie für derartige 

Handlungen nicht verfolgt werden. Da dieses Gesetz jedoch im Widerspruch zu den 

Menschenrechten und allen grundlegenden Rechtsnormen stehe, sind die Professoren der 

Auffassung, daß die Tschechische Republik dies förmlich anerkennen sollte. Im übrigen sei 

zu beachten, daß die europäischen Rechtsnormen „nicht rückwirkend“ gelten. Diese 

Argumente sind zum Teil anfechtbar, weil das Recht auf Eigentum und vor allem das Recht 

auf Leben Menschenrechte sind, die allgemein gelten, auch wenn sie nicht in Rechtsnormen 

verankert sind. Ihre Geltung in den Jahren 1945/46 hängt nicht davon ab, ob europäische 

Grundrechtsnormen im Jahre 2009 präzise formuliert und in der europäischen 

Grundrechtscharta verankert werden. 

Statt diesen Standpunkt im Interesse der europäischen Rechtsordnung durchzusetzen, hat der 

Europäische Rat unter grober Mißachtung des Europäischen Parlaments das Protokoll Nr. 30 

auf Tschechien ausgeweitet. Die Beneš-Dekrete kommen darin nicht vor, sind aber gemeint. 

Nach dem Protokoll Nr. 30 bewirkt die Charta der Grundrechte der Europäischen Union keine 

Ausweitung der Befugnisse des Gerichtshofs der Europäischen Union oder eines Gerichts 

(Polens, des Vereinigten Königreichs bzw. der Tschechischen Republik) zu der Feststellung, 

daß die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die Verwaltungspraxis oder -maßnahmen 

dieser Länder nicht mit den durch die Charta bekräftigten Grundrechten, Freiheiten und 

Grundsätzen im Einklang stehen. Das bedeutet letztlich, daß die Charta in Tschechien gar 

nicht gilt, weil das heimische (Un-)Recht vorgeht. 

Die Haltung der tschechischen Regierung, die Beneš-Dekrete in ihrem vollen Bestand zu 

erhalten, wird von der EU respektiert. Damit wird dieses Unrechtssystem Teil der 

gesamteuropäischen Rechtsordnung, deren Grundlagen schwer beeinträchtigt werden. 

Der Text wird unterschiedlich ausgelegt. Auf jeden Fall wird aber durch diese Klausel die 

Haltung der tschechischen Regierung, die Beneš-Dekrete uneingeschränkt in ihrem vollen 

Bestand zu erhalten, von der EU respektiert. Man stelle sich einmal vor, Deutschland hätte die 

Nürnberger Rassegesetze aufrechterhalten und davon den Beitritt zur EU abhängig gemacht: 

Dies wäre zu Recht auf den Abscheu der gesamten zivilisierten Welt gestoßen. Die EU nimmt 

aber einen Staat auf, der sein brutales totalitäres Vorgehen gegenüber der deutschen 

Minderheit nicht aufarbeitet, sondern von Zeit zu Zeit durch besondere Erklärungen auch 

noch verfestigt. Damit wird dieses Unrechtssystem Teil der gesamteuropäischen 

Rechtsordnung, die dadurch in ihren Grundlagen aufs schwerste beeinträchtigt wird. 
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Mit einem Staat, der die Vertreibung der Minderheit von 3,2 Millionen Menschen und die 

Ermordung von 250.000 Angehörigen dieser Minderheit für rechtmäßig erklärt, kann man in 

Rechtsgemeinschaft nicht zusammenleben. Der Deutsche Bundestag müßte deshalb darauf 

hinwirken, daß zumindest die ermordeten Sudetendeutschen rehabilitiert und ihre 

Hinrichtungen nicht als rechtmäßig betrachtet werden, als ob sie Verbrecher gewesen wären. 

Eine genaue Analyse (siehe Forum-Artikel, JF 20/10) hat ergeben, daß trotz der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts die EU inzwischen ein Staat geworden ist, 

der kein Staatsvolk mehr braucht und sich eher wie eine Fremdherrschaft über die 27 

Mitgliedstaaten wölbt. Alle Rechtsordnungen sind inzwischen über die EU miteinander 

verzahnt. In der Literatur wird die Auffassung vertreten, von der EU gehe eine neue 

Werteordnung aus, welche die Werteordnung der einzelnen Mitgliedstaaten – auch des 

Grundgesetzes – verdränge. Es ist Aufgabe der Juristen, dafür zu sorgen, daß keine 

Unrechtselemente in diesen Rechtsverbund einfließen. Unrechtsstaaten sind als Mitglied der 

EU nicht tragbar.  

Tschechien ist ein Unrechtsstaat, solange es seine Vergangenheit nicht – ähnlich wie 

Deutschland – aufarbeitet und die Beneš-Dekrete auf geeignete Weise aus der Welt schafft. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei der Umstand, daß die Beneš-Dekrete mit 

Verfassungsrang von der Nationalversammlung beschlossen worden sind. Daß ein Staat 

Morde durch Gesetz für rechtmäßig erklärt, ist in der zivilisierten Welt, zumindest aber in 

Europa ein absolutes Novum und kann nicht geduldet werden. Auch besteht die Gefahr, daß 

sich daraus als völkerrechtliches Präjudiz Auswirkungen für die Zukunft ergeben. 

Beispielsweise könnte die Türkei – wenn es denn zu Beitrittsverhandlungen im engeren Sinne 

kommt – verlangen, auch die Verfolgung der Armenier in ähnlicher Weise zu behandeln. Auf 

diese Weise wird das Recht der Union durch das Unrecht, das aus einzelnen Staaten kommt, 

von innen her zersetzt. Wer Europa beitreten will, muß als Staat nicht nur seine Finanzen, 

sondern auch sein Recht in Ordnung halten. 

Es ist daher zwingend, daß der Deutsche Bundestag sich seiner Würde als frei gewähltes 

Deutsches Parlament erinnert und die Ergänzung des Protokolls Nr. 30 für Tschechien 

ablehnt. 

Dr. Wolfgang Philipp arbeitet als Rechtsanwalt in Mannheim. Er  schrieb er zuletzt auch über die problematische De-facto-

Staatlichkeit der EU („Staat ohne Staatsvolk“, JF 20/10) und über die Ursachen des Geburtendefizits in Deutschland („Die 
Abschaffer“, JF 45/10). 

 

1.400 Vertriebenendenkmäler in Deutschland 
Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) stellte dem Institut für Geschichte an der Universität 

Oldenburg 145.000 Euro für eine Studie über die bundesdeutschen Vertriebenendenkmäler zur 

Verfügung. Erforscht werden dabei ihre Zahl und vor allem der Zeitpunkt ihrer Errichtung und ihre 

Aussage-Absicht. Insgesamt geht man von einer Zahl von 1.400 aus. Die meisten von ihnen wurden in 

den fünfziger und achtziger Jahren geschaffen. Schwieriger sind Feststellungen zur Art ihrer Aussage, 

denn oft sind die verschiedensten Motive miteinander verquickt (Totengedenken, Anklage gegen 

erlittenes Unrecht usw.). Besonders spannend könnten Beobachtungen über Akzentverschiebungen 

sein, vor allem beeinflußt von der offiziellen Ostpolitik. Zu warnen ist vor der Meinung, daß mit 

dieser Studie das Nachkriegskapitel Vertreibung allmählich aus dem Aufgabenbereich der Politik zu 

dem der Historiker abwandere. Wie die immer wieder entdeckten Massengräber und die ungelösten 

Rechtsfragen zeigen, ist das noch lange nicht der Fall.              
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Brief General Sikorskis an Präsident Beneš vom 17.2.1941 
 
Für die Vertriebenen ist es aufschlußreich, wie ihre Vertreibung 

diplomatisch vorbereitet wurde. Im Folgenden wird ein diesbezüglicher 

Brief Präsident Sikorskis an Herrn Benesch vom 17.2.1941 

wiedergegeben. Er stammt aus einem tschechischen Archiv, nachdem 

seine Geheimhaltung 2001 aufgehoben worden war. Präsident Sikorski 

starb am 4. Juli 1943 bei einem Flugzeugabsturz vor Gibraltar. Dabei wird 

der britische Geheimdienst verdächtigt, seine Finger im Spiel gehabt zu 

haben, denn Sikorski bestand unnachgiebig auf einer echten Aufklärung 

der Morde an den polnischen Offizieren bei Katyn. Es folgt die 

Übersetzung des Briefes: 

 

 

Seine Exzellenz Herrn Präsident Dr. Ed. Beneš 

Herr Präsident, 

erlauben Sie, daß ich den genehmigten Beschluß wie im Schreiben vom 10. Februar dieses 

Jahres weiternutze und Ihnen wieder auf Polnisch schreibe. 

Bei unseren Unterredungen am 26. und 27. Januar d. J. erörterten wir die Frage der deutschen 

Minderheit und die Bildung eines Nationalstaates. Ihren Standpunkt zum Transfer der 

Deutschen haben Sie bereits im Jahr 1938 zum Ausdruck gebracht, was mit den polnischen 

Plänen im Einklang steht  

Unsere Politik gegenüber Deutschland muß differenziert und speziell sein. Ausgehend von 

der Voraussetzung, daß die Verantwortung für alle Verbrechen des deutschen Imperialismus 

nicht lediglich und ohne Ausnahme auf die führenden Personen fällt, sondern im gleichen 

Maße auf die gesamte deutsche Nation. Jedwede aufrichtige Verständigung mit den 

Deutschen ist so lange unmöglich, solange die Deutschen nicht anerkennen, daß sie, als Teil 

der weißen Rasse sich andere Völker der gleichen Rasse nicht gewaltsam unterwerfen 

können. 

Die Deutschen müssen zur Wiedergutmachung aller Schäden und zur Genugtuung für alle 

Gewalttaten und Verbrechen, die sie verschuldet haben, gezwungen werden, und dies nicht 

nur für jene der jüngsten Zeit. Dies ist nicht ausschließlich eine Frage der Grenzänderung mit 

dem Übergang uralter slawischer Gebiete auf dem Baltikum und der Oder entlang mit ihrem 

gesamten Eigentum und Vermögen. Der jahrelange Prozeß der Liquidierung des Deutschtums 

in diesen Gebieten erlaubt uns für die weitere Zeit keine allzu engen Beziehungen zu den 

Deutschen. Das wird für sie sehr schmerzhaft und ökonomisch nachteilig sein, aber es ist 

unumgänglich und sehr gerecht. 

Die Pläne, die Sie gemacht haben und welche sofort nach der Befreiung ausgeführt werden 

sollen, habe ich für mich übernommen, ich stimme ihnen völlig zu und bestätige sie in allen 

Punkten wie folgt: 

Die Repräsentanten unserer Regierungen werden mit den Repräsentanten des Vereinigten 

Königsreichs, der Vereinigten Staaten und Rußlands über die Schaffung nationaler Staaten 

ohne deutsche Minderheiten auf ihren Gebieten verhandeln, die nach Beendigung des Krieges 

unseren Nationen zufallen, und wir werden von ihnen die Einwilligung zur Vertreibung aller 

Deutschen einfordern. Die Deutschen müssen jegliches Eigentum am Ort zurücklassen und 

dürfen lediglich Bekleidung, Schuhwerk und Verpflegung für die Dauer des Transports 

mitnehmen. Ihr Eigentum und andere Werte werden am Ort zurückgelassen und als 

Kriegsreparationen verwendet. 

 

 

 
Sikorski 
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Beim Transfer der Deutschen werden wir zusammenarbeiten und, soweit dies taktisch 

(geboten) erscheint, ein gemeinsames Vorgehen wählen. Das Vorgehen muß in der 

Kommission abgestimmt sein, und es ist ein Beitritt weiterer slawischer Staaten mit der 

gleichen Forderung möglich  

Bei der Verhandlung mit den Russen über die Vertreibung der Deutschen verlassen wir uns 

auf Sie, Herr Präsident, da sie bei diesen beliebt sind, was diesem Zweck von Nutzen ist. 

Gemeinsam werden wir außerdem auf die übrigen Großmächte einwirken, damit wir unseren 

Plan verwirklichen können - die Bildung nationaler Staaten. Unsere beiden Nationen 

wünschen auf Ihrem Hoheitsgebiet weder Männer und Frauen noch Kinder deutscher 

Nationalität, welche eine nationale Minderheit bilden würden. Sie würden die Schaffung eines 

Nationalstaates stören. 

In das Koordinationskomitee, gebildet durch Ihre Anwesenheit bei der Sitzung am 10 Januar 

d. J., wäre die Bildung eines Unterausschusses nach Ihrem Vorschlag erwünscht, welcher sich 

mit dem Transfer der Deutschen und der Konfiszierung ihres Eigentums befassen würde. In 

diese Richtung geht ein sehr wichtiges Interesse unserer beiden Staaten, und so wird neben 

Ihrem Staatsminister H. Ripka für die polnische Seite der Außenminister Alexander Zawiza 

vertreten sein. Den Kontakt wird Charge d'affaires Herr Alexander Zawiza sichern. Die 

Erkenntnisse und Informationen aus den Verhandlungen des Unterausschusses können 

anläßlich der „Polnisch-tschechoslowakischen Annäherung“ am 11.Juni d. J im polnischen 

Club „Ognisko“ in Stockholm, an der wir beide teilnehmen, besprochen werden.  

Ich freue mich auf unsere Zusammenkunft. 

Mit tiefster Hochachtung und Ergebenheit 

SIKORSKI v.r. 

 

Wie sich Rom abschaffte 
Sarrazin auf römisch 

 

Thilo Sarrazins Buch „Deutschland schafft sich ab“ enthält auch ein Kapitel über erfolgreiche 

Staatsgebilde in der Vergangenheit. Unter diese wird auch das Imperium Romanum gezählt 

(S. 26). Das überrascht, denn gerade Rom hatte die gleichen Schwierigkeiten wie gegenwärtig 

die Nationen Europas: Geringe Reproduktionsrate und Integrationsprobleme. 

  

                                                    Reproduktionsrate 

Bekannt sind die Ehegesetze von Kaiser Augustus. Sie untersagten 

beispielsweise Ehelosen, Erbschaften anzunehmen und kürzten 

kinderlosen Ehepaaren das Erbe um die Hälfte (lex Julia, lex Papia 

Poppaea). Ehemänner mit mindestens drei Kindern hingegen kamen in 

den Genuß des „Dreikinderrechts“ (ius trium liberorum). Es beinhaltete 

schnelleren Aufstieg in den Ämtern oder so nette Sachen wie freien 

Eintritt bei Theateraufführungen. Müttern verlieh dieses Recht 

juristische Selbständigkeit. In der Kaiserzeit nahm man es mit diesem 

Recht nicht mehr so genau, denn es wurde auch Kinderlosen verliehen, 

wenn sie sich der Gunst des Herrschers erfreuten. Zu den Bevorzugten 

gehörte auch Plinius der Jüngere (62-113 n. Chr.). Er war trotz dreier 

Ehen kinderlos geblieben und bedankte sich bei Kaiser Trajan 

überschwänglich für die Auszeichnung.  

 

 

 

 
 

Schon Kaiser Augustus 

betrieb  Familienpolitik 
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                                                     Integrationsfrage  

Zum Fremdenproblem hält die lateinische Literatur eine Fülle von Aussagen bereit: 

Als sich im Jahre 155 v.Chr. eine griechische Philosophengesandtschaft in Rom aufhielt, 

setzte Cato der Ältere (234-149) unerbittlich deren Ausweisung durch, weil er kulturelle 

Überfremdung befürchtete.  

Rom war zu einer wohlhabenden Weltstadt geworden und zog von überall her Menschen an 

(kostenlose Getreidespenden!). Hinzu kamen unzählige, von den Römern selbst nach Rom 

gebrachte und nach einiger Zeit freigelassene Sklaven. Im Jahre 132 v. Chr. rief Scipio 

Aemilianus vor der tobenden Volksversammlung: „Schweigen sollen die, denen Italien eine 

Stiefmutter ist! Sie werden nicht erreichen, daß ich die, die ich in Fesseln nach Rom gebracht 

habe, als Ungefesselte fürchte!“ (Val.Maximus VI,2,3). 

Als Julius Caesar (100-44) Ausländer zu Senatoren ernannte, reizte das 

die Römer zum Absingen von Spottliedern (Sueton, Caes. 80).  

Cicero (106-43) vertrat in seinen philosophischen Schriften zwar hohe 

sittliche Ideale, im täglichen Kampf als Anwalt galten ihm aber 

„Mitbürger mehr als Ausländer“ (Lael. 19). Asiatische Zeugen 

bezeichnete er generell als „windig“. Im Oktober 59 rechnete er während 

des Flaccusprozesses mit den Juden ab und bat die Richter, dabei mit 

gedämpfter Stimme reden zu dürfen, um fortan nicht alle Juden Roms 

gegen sich zu haben. Wegen ihrer Zahl und Geschlossenheit dürfe man 

sie sich nicht zu Feinden machen (Pro Flacco 66). Kaiser Tiberius (+ 37 

n. Chr.) und Kaiser Claudius (+ 54 n. Chr.) veranlaßten Judenvertreibungen (Sueton, Tib. 36 

bzw. Claud. 25). 

Kaiser Augustus bestimmte, daß beim Ableben eines Römers nur ein Teil seiner Sklaven, 

keinesfalls mehr als 100, freigelassen werden durfte. Besonders zahlreich waren Sklaven und 

Freigelassene orientalischer Herkunft. In der Kaiserzeit bildeten sie mit 90 Prozent die 

Mehrheit der Plebejer. Das ergab eine Untersuchung von 13.900 Grabinschriften durch den 

Amerikaner T. Frank (Am. Hist. Rev. 21/1915-16, S. 689 ff.). 

In oft satirischer Übertreibung schilderte Juvenal (60-140) die Zustände in Rom. Er 

beschwert sich über die vorlauten griechischen Einwanderer, „die mit Pflaumen und Feigen 

nach Rom der Ostwind getragen“ (hat). Sie hielten sich mit oft zweifelhaftem Gewerbe über 

Wasser, während für den ehrlichen Handwerker kein Platz mehr sei (Sat. I, 3). Verzweifelt 

fragt er, ob es denn nichts mehr gelte, seit seiner Geburt „die Luft Roms zu atmen“. Besser sei 

es wohl, aufs Land zu übersiedeln.  

Für Tacitus (55-117) schließlich waren die Germanen vorbildlich, denn sie seien noch nicht 

durch „Zwischenheiraten mit anderen Völkern verändert“ (Germ. IV).  

                                                        Folgerung 

Die Entwicklung von Staaten vollzieht sich nach oft rätselhaften Mechanismen. Thilo 

Sarrazin führt den langen Bestand des Römischen Reiches auf das überlegene Rechtssystem 

und die gigantische Militärmaschine zurück. Ihm war aber entgangen, daß Rom schließlich 

die Wirtschaftskraft fehlte, um diese Systeme am Leben zu erhalten. Schließlich wurde 476 n. 

Chr. der letzte weströmische Kaiser abgesetzt. Was war geschehen? Die  geographischen 

Voraussetzungen hatten sich nicht geändert. Geändert hatte sich aber das wirtschaftende 

„Personal“. 

Demografische Defizite und ein beachtlicher Migrationsprozeß hatten offenbar dazu geführt, 

daß sich das „Alte Rom“ auf ähnliche Weise „abgeschafft“ hatte, wie es Thilo Sarrazin für 

Deutschland befürchtet. Sein Buch kann insofern ergänzt werden.                    F.Volk 

 

 

 
 

C. Julius Caesar 
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Deutsche und slawische Sprichworte 
Sprachwissenschaftler der Universität Maribor (Marburg-Slowenien) arbeiten an einem sehr  

interessanten Forschungsprojekt, genannt „SprichWort“. Ihnen zur Seite stehen deutsche, 

tschechische, slowakische und ungarische Forscher. Zusammen sammeln und vergleichen sie 

Sprichworte aus ihren fünf Sprachen. Die deutsche Seite wird vom Institut für Deutsche Sprache (IDS) 

in Mannheim vertreten. Die bisherigen Ergebnisse können schon im Internet unter www.sprichort-

plattform.org,  eingesehen werden: Die Sammlung ist sehr unterhaltsam, wie einige Beispiele zeigen: 

Während im Deutschen viele Köche den Brei verderben, versalzen sie im Tschechischen und 

Slowakischen nur die Suppe. Anders bei den Slowenen. Dort gilt: „Viele Hebammen – schwächliches 

Kind“.  Den Deutschen erscheinen nachts alle Katzen grau, aber in den vier anderen Sprachen sind es 

die Kühe, die nachts sogar schwarz sind. Erwartungsgemäß sind die  Sprichworte aller fünf Sprachen 

sehr stark vom Sentenzen-Schatz der Antike, besonders des Lateinischen, beeinflußt.   

 

 

Literatur: 

!Wek, Doitsche geh !wek. 
Der in der Überschrift wiedergegebene Befehl ist ein Zitat aus Reinhard Jirgls Roman „Die 

Unvollendeten“. Es ist die Aufforderung eines tschechischen Soldaten an eine junge Deutsche, die  in 

Komotau im Frühherbst 1945 zufällig Augenzeugin eines Massakers an deutschen Soldaten wurde.  

Von diesem Ereignis erfuhr der Autor von seiner Mutter, denn diese war die von dem Soldaten 

verscheuchte  junge „Doitsche“. Ihre und die Erlebnisse anderer Familienmitglieder (er wuchs unter 

der Obhut von vier Frauen auf) verarbeitete Jirgl zu einer beeindruckenden Familiensaga, für die er 

soeben mit dem Georg-Büchnerpreis, dem höchstdotierten deutschen Literaturpreis, ausgezeichnet 

wurde. Hauptperson des Romans ist ein junger Mann, Jahrgang 1953 (wie Jirgl!), der die Vertreibung 

nicht selbst erlebt hat, aber durch seine Familie indirekt davon betroffen ist. Damit will Jirgl sagen, 

daß sich Heimatverlust und andere traumatische Erfahrungen über die Generationenschranken hinweg 

auswirken. Die Vermittlung geschieht dabei weniger im Gespräch, sondern mehr „subkutan“ über 

unbewußte Verhaltensweisen, die auf andere abfärben und bis zur Selbsterniedrigung gehen können. 

Daher verflucht der junge Mann einmal „diese verfluchte Bescheidenheit, die ich von diesen 

Flüchtlingen geerbt hatte wie einen seelischen Buckel“. 

Der Autor zeigt, daß die „neue Heimat“ nie wirkliche Heimat 

wird. Die Vertriebenen verhielten sich wie Schnecken. Sie 

erkunden ihre neue Umgebung vorsichtig mit ihren 

Fühlhörnern und ziehen sie wieder ein, wenn sie auf 

Hindernisse stoßen. Erweisen sich diese als zu mächtig, 

bleiben die Tastorgane für immer eingezogen. Daraus ergibt 

sich ein gewisses Unvollendetsein, bei dem nichts zu Ende 

gelebt wurde, worauf sich der Buchtitel bezieht. Spätestens 

jetzt wird deutlich, daß auch Deutsche Opfer des Krieges sind. 

Oft sind die Demütigungen im Flüchtlingsleben genauso 

schmerzhaft wie die Vertreibung selbst.  

Jirgl hat in seinem übrigen Werk öfter über die Unbehausten und Verbitterten beschrieben. So war es 

nur folgerichtig, sich jetzt auch den Weltkriegsvertreibungen zuzuwenden. Neben dem hier berührten 

Werk schrieb er noch „Die Stille“, worin er das Schicksal einer ostpreußischen Familie behandelt.  

 „Die Unvollendeten“ ist ein spannend geschriebenes Buch, das man kaum aus der Hand legen kann. 

Ungewohnt ist Jirgls experimentelle Rechtschreibung und Zeichensetzung (siehe Überschrift!). 

Bisweilen scheint es jedoch, daß dieser Stoff anders gar nicht hätte bewältigt werden können.  

Fazit: Unbedingt lesen!                                        F.Volk

                                 

Da sich stets die neuen Tage aus dem Schutt der alten bauen, 

Kann ein ungetrübtes Auge rückwärtsblickend vorwärts schauen. 
(Friedrich Wilhelm Weber, Dreizehnlinden)  

 

WITIKOBRIEF 4/2010                     Seite 21                                                November 2010 

 
 

Links Reinhard Jirgl bei der Preisverleihung 

http://www.sprichort-plattform.org/
http://www.sprichort-plattform.org/
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Feier zum 92. Gründungstag der 1. CSR am 28. Oktober 1918 
(nach einer Übersetzung von Mathilde Najdek) 

 Im Pantheon des Nationalmuseums auf dem Prager Wenzelsplatz 

gedachte man der Staatsgründung vor 92 Jahren. Anwesend waren 

Vertreter fast aller Institutionen und Organisationen. Vermißt wurden 

Vertreter der Legionäre. 

 Eingangs wurden zwei Strophen der slowakischen Hymne gespielt, 

dann folgte die tschechische. Leiterin der Veranstaltung war Andela 

Dvorakova, die Vorsitzenden des Tschechischen Verbandes für 

Freiheitskämpfer. Sie ermahnte die tschechische Gesellschaft, die 

historische Wahrheit hochzuhalten, für die unzählige *) Menschen 

gefallen wären. Besonders prangerte sie verschiedene Fernsehdokumentationen an, wie „Die 

Tschechei - eine der Bundesrepubliken?“ oder „Töten auf Tschechisch“, die, wie sie meinte, 

sicher nicht im Sinne der tschechischen Steuerzahler waren. So werde darin nur von 

„Vertreibung“ und nicht von „odsun“ gesprochen. Der Gipfel sei aber, daß nun Filmemacher 

Vondracek (am 28.11.in der Paulskirche) auch noch aus der Hand der BdV-Präsidentin 

Steinbach den Franz-Werfel-Preis bekäme. Am Schluß beteuerte sie vor dem Publikum, daß 

sie „dies“ alles im Herzen trage und fügte hinzu: „Ich weiß, Sie auch“. 

Der nächste Redner war der scheidende Senatspräsident Premysl 

Sobotka (ODS). Auch er betonte die Bedeutung von 

Geschichtskenntnissen. Masaryk und Benesch lobte er als große 

Humanisten. Frau Dvorakova kündigte sodann mit besonderer 

Freundlichkeit den ebenfalls scheidenden Primator von Prag, Pavel 

Bem (ODS), an, der so viel für den Verband getan hätte. Sodann 

streifte die Parlamentspräsidentin Nemcova (ODS) in ihrer Ansprache 

die tschechische Geschichte in der landesüblichen Manier. Bei der 

Anmoderierung des Hauptredners des Tages, Zahradil (ODS), konnte 

es sich Andela Dvorakova nicht verkneifen, Klaus und ihn als einzige 

Personen zu loben, die die tschechischen Interessen immer und 

überall vertreten würden. Zahradil äußerte sich über die abstoßende „neue Mode“ der Medien, 

die Hussiten als plündernde Banden zu bezeichnen und die Zeit der Finsternis nach der 

„verlorenen Schlacht auf dem Weißen Berg“ als eine Zeit der Blüte und Bildung. Und dann 

gebe es solche, die meinten, „daß es uns unter den Österreichern eigentlich ganz gut gegangen 

ist, und wir Österreich nicht beseitigen mußten“. Auch Benesch habe man zweimal in den 

Jahren der Republik umgedreht, während des Kommunismus habe er zur Bourgeoisie gehört 

und heute sei er ein Agent Stalins. Heute beherrsche nicht der Genozid an den Tschechen, 

sondern der „odsun“ (Transfer) der Sudetendeutschen die öffentliche Diskussion. Das Gerede 

irgendeines Schöngeistes werde ihn als Nationalisten beschimpfen“, aber so ginge man heute 

eben mit dem Nationalen um. Andela Dvorakova bekannte am Schluß verzückt romantisch, 

daß sie sich unter den im Pantheon versammelten Menschen wieder einmal richtig glücklich 

gefühlt habe.  

*) Frau Dvorakova nannte die Zahl 360.000; vor 63 Jahren, 1947, betrug sie nur 37.000 (Nase Hlasy, Vol. X, 1964/19) 

 

 

Zur Versöhnung gehört auch Umkehr! 
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Andela Dvorakova 
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Ein Blick in die alte Heimat 

(von Dr.Alfred Oberwandling) 
Sechseinhalb Jahrzehnte nach der Vertreibung besuchte ich noch einmal meine Heimatstadt Mährisch 

Ostrau. Begleitet wurde ich von meinem Enkel Sebastian. Gleich am ersten Tag nach der Ankunft 

begaben wir uns zum Grab meiner Großeltern am Witkowitzer Friedhof. Der Haupteingang liegt 

neuerdings in einer Nebenstraße, so daß man nur über einen sehr schmalen Fußweg zum Mittelgang 

gelangen kann. Was mag der Anlaß zu dieser Maßnahme gewesen sein? Waren doch genügend 

Parkplätze vor dem Haupteingang, auf jeden Fall mehr als derzeit beim „Nebeneingang“. Die 

Erklärung war bald gefunden. Wenige Schritte nach dem Haupteingang befand sich die 

Aufbahrungshalle und unmittelbar gegenüber ein Massengrab für jene Deutsche, die 1945 zu Tode 

gekommen sind oder ermordet wurden. Ein daheim verbliebener Landsmann, der auch Insasse des 

„Hankelagers“ war, wußte zu berichteten,  daß unter dem deutlich sichtbaren Hügel etwa 250 – 300 

Deutsche verscharrt wurden. Kein Hinweis, keine Tafel, geschweige denn Namen erinnern an diese 

Opfer. Mit der Verlegung des Eingangs wurde vermieden, daß die Friedhofsbesucher an diesem 

Massengrab vorbeigehen müssen. 

Rund um diese Stätte befinden sich die Gräber der Einheimischen. Dabei wurde dieser Ort ganz 

offensichtlich ausgespart, da man Angst hat, auf  die Gebeine der Opfer zu stoßen. Wir verweilten 

einige Zeit an dieser Stätte und zündeten einige Kerzen zum Gedenken an. Die wenigen Besucher bei 

den umliegenden tschechischen Gräbern nahmen von uns keine Notiz. 

 
Gerade wir Ostrauer sind schon einiges gewöhnt, wenn es 

um die Aufarbeitung der lokalen Geschichte oder gar um das 

Gedenken für die Opfer  geht. Bereits vor fünf Jahren hatte 

der Bischof von Ostrau-Troppau, Msr. František Lobkowicz, 

sich geweigert, eine Gedenktafel für die Toten im 

Hankelager (231 namentlich bekannte deutsche Opfer in 

sechs Wochen!) an der in der Nähe des Lagers  stehenden 

Heilandskirche anzubringen. Sein zynischer Rat war, diese 

Tafel doch dort anzubringen wo sich das Lager (ein 

ehemaliges deutsches Speditionsunternehmen)  befand.  

In diesem Zusammenhang erhebt sich nun die Frage welchen 

Stellenwert  man dem  Artikel 30 des Vertrages  „über gute 

Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit“ noch 

beimessen kann. Darin heißt es: 

1. Die Vertragsparteien erklären, daß deutsche und 

tschechoslowakische Gräber auf ihrem Gebiet in 

gleicher Weise geachtet werden; ihre Pflege wird 

ermöglicht. 

2. Die Gräber deutscher beziehungsweise 

tschechoslowakischer Opfer der Kriege und 

Gewaltherrschaft, die sich auf ihren Gebieten 

befinden, stehen unter dem Schutz der Gesetze und werden erhalten; ihre Erfassung und 

Pflege wird ermöglicht. 

3. Die Vertragsparteien werden die Zusammenarbeit zwischen den Organisationen, die für die 

Pflege dieser Gräber zuständig sind, unterstützen. 

Was ist in diesem Zusammenhang von offizieller deutscher Seite bisher geschehen und wer kümmert 

sich um das ehrende Gedenken an diese Opfer? Privatinitiativen wie im Falle des Hankelagers in 

Mährisch Ostrau wurden von den Tschechen sowohl von kirchlicher als auch städtischer Seite 

abgelehnt. Beteuerungen der offiziellen Stellen hier und dort über das gute nachbarschaftliche 

Verhältnis und das Bemühen um die Aufarbeitung der Vergangenheit hören wir seit zwei Jahrzehnten, 

ohne daß sich irgend etwas geändert hat.  

 

 

WITIKOBRIEF 4/2010                     Seite 23                                                November 2010 

 
 

Unter dem Hügel wurden 1945 rund 250 Opfer 

des Hankelagers verscharrt. 
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Buchhinweis: 
Alfred Oberwandling/Hans Mirtes (Hrsg.): Sudetenland - geraubtes Land und unvergessene Heimat.  

 

Das Werk spannt einen weiten Bogen über Geschichte und Kultur 
der etwa 800 Jahre in „Europas unbekannter Mitte“ lebenden Deutschen 
und über eine oft fragwürdige Politik ihnen gegenüber.  
     Eingehend beleuchtet werden Siedlungsgebiete , Bevölkerung, 
Volkstum und Wirtschaftsstruktur  der Sudetenländer. Besonders 

wertvoll  ist das schon 1954 von Prof. Meynen für seinen 
Sudetendeutschen Atlas erarbeitete Kartenmaterial.  Diesem ist z.B. zu 

entnehmen, daß 76% der Industrie der Monarchie im Sudetenland lagen. 
Der Atlas hat Querformat (A 3, L 41,5 cm, H 30 cm), 120 Seiten, 38 

Abbildungen, 26 Karten. ISBN 978-3-9812414-4-0, Preis 35,00 €. Verlag 
und Auslieferung: Sudetendeutscher Mediendienst im Heimatkreis Mies-

Pilsen e.V., Bauhofstr. 41, 91550 Dinkelsbühl, T. 09851/53003. 
 

Buchhinweis 
Alfred Zips, Kriegsursachen, Kriegsschuld, Kriegsfolgen, 80 S., kartoniert, 5,80 Euro 

ders., Eine nicht gehaltene Rede im Deutschen Bundstag, 16 S., 2,00 Euro 

Bestellanschrift: Klosterhaus-Versandbuchhandlung, Klosterhof 4, 37194 Wahlsburg-Lippoldsberg 

oder direkt beim Verfasser: a.zips@t-online.de 
 

Wichtiges Nachschlagewerk: 

Fritz H.Schmachtel: Persönlichkeiten aus Böhmen und Mähren 

 
Nach mehrjähriger (Internet-) Recherche hat der Verfasser auf über 400 DIN A-4 Seiten ein 

Verzeichnis erstellt, das biographische Kurzangaben von ca. 6.800 (sudeten-) deutschen/ 

österreichischen Persönlichkeiten enthält. So legt diese Zusammenstellung ein Zeugnis über eine 

unwiederbringliche Epoche produktiven Schaffens mit unschätzbaren Beiträgen zu allen Bereichen 

europäischen Geistesleben ab. Sie beweist aber auch die Zugehörigkeit dieser Persönlichkeiten zur 

deutsch/en (-sprachigen) Kultur und dem sudetendeutschen Raum.  

 

Das Werk hilft einem großen Mangel ab, denn viele dieser Persönlichkeiten werden in 

Nachschlagewerken/Medien als ’tschecho-/slowakisch’ vereinnahmt. 

 

Diese umfangreiche Auflistung kann auch zur Ergänzung  der Orts-/Kreischroniken, 

Internetpublikationen (’Wikipedia’/Blogs) und als Nachschlagwerk herangezogen werden.  

Das Verzeichnis (mit leicht handbarer Spiralheftung) ist zum Selbstkostenpreis von € 24,80 + 

Verpackung + Porto zu bestellen, bei: Fritz H. Schmachtel / Karl-Horn Str. 23 / D-61350 Bad 

Homburg v.d.H., e-Post: hornher@web.de 

 

            

Einladung der Hausner-Stiftung 
zur Ehrung verdienter Landsleute und Einrichtungen. Anschließend Stehempfang mit Gedankenaustausch.  

Zeit und Ort: Freitag, 17. Dezember 2010, 18.00 Uhr, Sudetendeutsches Haus, Adalbert-Stifter-Saal. 
gez. Dr. Hans Mirtes 

 

 
 

Wehe dem, der Gräber fürchten muß! 
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Bücher zur Zeitgeschichte  

 

Buchverlage LangenMüller Herbig www.herbig.net 
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